
Hat Erwachsener mit Stock auf 13-Jährigen eingeschlagen?
Justiz: Aussage steht gegen Aussage – Amtsgericht in Obernburg stellt Verfahren gegen Geldauflage in Höhe von 500 Euro ein
OBERNBURG. Ein 28-jähriger
Techniker aus einer nördlichen
Landkreisgemeinde hatte sich am
Mittwoch vor dem Amtsgericht in
Obernburg zu verantworten, weil
er mit einem Holzstück auf einen
13-Jährigen eingeschlagen und
diesen dabei am Kopf und an der
Hand verletzt haben soll, was die
Staatsanwaltschaft als gefährliche
Körperverletzung zur Anklage
brachte. Letztlich wurde das Ver-
fahren gegen eine Geldauflage von
500 Euro an eine karitative Ein-
richtung eingestellt.

Alarm ausgelöst
Der Angeklagte führte aus, dass es
auf dem Firmengelände, für das er
mitverantwortlich sei, zu mehre-
ren Sachbeschädigungen gekom-
men war. Er habe daraufhin eine
»Falle« installiert, die ein Signal
auf sein Handy senden sollte. Als
der Alarm ausgelöst habe, sei er
zur Firma gefahren, wo der 13-
Jährige davongelaufen sei. Diesen
habe er verfolgt und ein Holzstück

nach ihm geworfen. Als er ihn
eingeholt hatte, habe er so viel
Schwung gehabt, dass er ihn re-
gelrecht überrannt habe. Beim
anschließenden Fall zu Boden,
müsse sich der junge Mann mög-
licherweise verletzt haben, kei-
nesfalls habe er mit dem Stock auf
den Kopf des Jungen eingeschla-
gen.
Auf Anfrage von Richterin Sa-

bine Lange gab der Angeklagte an,
dass er mit dem Werfen des Holz-
stücks, das er beim Aussteigen aus
dem Auto auf dem Boden gefun-
den habe, erreichen wollte, dass
der junge Mann stehen bleibt. Er
habe ihn im Bereich des Rückens
und nicht am Kopf getroffen.

Mit Schädelprellung in Klinik
Der 13-jährige Geschädigte, der
nach Meinung der Richterin »et-
was unwillig« wirkte, sagte aus,
wie er mit zwei Freunden Sach-
beschädigungen begangen habe,
der Angeklagte gekommen sei und
ihn mit einem Stock geschlagen

hätte. Dabei habe er unter ande-
rem eine Schädelprellung erlitten
und sei drei Tage im Krankenhaus
gewesen.
In der Verhandlung wurde auch

angesprochen, dass der Geschä-
digte zur Tatzeit der Sachbeschä-
digungen 13 Jahre alt und damit
schuldunfähig war, seine beiden

älteren Freunde wurden bereits
wegen der Sache abgeurteilt.
Dennoch kann auch der 13-Jähri-
ge zur Schadenswiedergutma-
chung herangezogen werden,
diesbezüglich sei aber von seiner
Seite aus noch nichts geschehen.
Die Richterin zeigte Verständ-

nis für den Ärger des Angeklagten
über die Sachbeschädigungen,
merkte aber an, dass die voran-
gegangenen Sachbeschädigungen
den jungen Männern nicht nach-
zuweisen seien.

Noch keine Wiedergutmachung
Beim Schlagen mit dem Stock ste-
he Aussage gegen Aussage, aller-
dings gehe bereits das Werfen des
Stockes nach dem Jungen über das
»normale Festhalterecht« hinaus.
Da der Junge keine bleibenden
Schäden davongetragen habe und
die drei Tage Krankenhaus haupt-
sächlich dem Ausschluss von Ver-
letzungen dienten, könne sie sich
eine Einstellung des Verfahrens
gegen eine Geldauflage vorstellen.

Die Staatsanwältin stimmte zu,
da auch noch keine Schadens-
wiedergutmachung erfolgt ist. Der
Anwalt des Angeklagten merkte
an, dass sein Mandant ja dann
auch die Kosten des Verfahrens,
insbesondere die der Nebenkla-
ge, zu tragen habe. Da sein
Mandant aber nicht das Risiko
einer Verurteilung eingehen wol-
le, stimme er der Einstellung
gegen eine Geldauflage zu,
letztere solle aber einer karita-
tiven Einrichtung und nicht dem
hier »Geschädigten« zugute kom-
men.
In ihrer Urteilsbegründung

führte die Richterin aus, dass die
Gesellschaft damit leben müsse,
dass Kinder Unfug, auch groben
Unfug, machten. Dass hier ein 13-
Jähriger vor dem Angeklagten
stand, hätte er erkennen müssen.
Seine Reaktion sei insgesamt
überzogen gewesen. Aus den ge-
nannten Gründen stellte sie das
Verfahren gegen eine Geldauflage
von 500 Euro ein. zaj

Stichwort: Einstellung
nach Paragraf 153a
Mit Zustimmung von Staatsanwalt-
schaft und dem Angeklagten kann
das Gericht nach Paragraf 153 a der
Strafprozessordnung (StPO) ein
Verfahren vorläufig gegen eine
Auflage oder Weisung einstellen.
Im vorliegenden Fall erhielt der An-
geklagte die Auflage, 500 Euro an
eine karitative Einrichtung zu zahlen,
überweist er das Geld, gilt er als
nicht vorbestraft und erhält we-
der einen Eintrag ins Führungs-
zeugnis noch ins Bundeszentral-
register. (zaj)

Einkaufslust und Parkplatzfrust
Verkehr: Hält Parkplatzangebot mit Entwicklung der Märktezentren Schritt? – Eindrücke aus Erlenbach, Kleinheubach und Elsenfeld

Von unserem Mitarbeiter
HANS SCHRECK

KREIS MILTENBERG. Zu kurz, zu eng,
fehlende oder zu schmale Wege
für Fußgänger, nicht mehr zu er-
kennende Markierungen, unklare
Regeln – während die großen
Handels- und Discountketten ihre
Verkaufsflächen immer wieder
umgestalten und optimieren, ist
auf den Parkplätzen davon nicht
viel zu sehen.
In den Märktezentren im Kreis

gibt es zwar große Parkflächen mit
oft mehreren hundert Stellplätzen,
aber meist sind die Betreiber der
Parkplätze andere als die Ge-
schäftsinhaber oder -mieter. Ge-
bäude und Freiflächen der Markt-
zentren gehören in der Regel von
Investoren, die sie an die jeweili-
gen Händler verpachten.

Stellplatzverordnung
Nach der GaStellV (Garagen- und
Stellplatzverordnung) muss jeder
Betreiber eines Ladengeschäftes
pro 40 Quadratmeter Verkaufsflä-
che einen Stellplatz vorweisen.
Während aktuell viele Handels-
ketten in die Neugestaltung ihrer
Verkaufsräume investieren, lässt
die Einteilung sowie Gestaltung
hauptsächlich der älteren Park-
plätze zu wünschen übrig. So las-
sen sich die Eindrücke unseres
Medienhauses beim Besuch meh-
rerer Marktzentren im Kreis zu-
sammenfassen. Teilweise ent-
sprechen sie nicht einmal den ge-
setzlichen Anforderungen.
Aber auch der Gesetzgeber ist

gefordert, seine zuletzt 1993 ak-
tualisierten Vorgaben zu über-
prüfen. Schließlich sind die Autos
seither deutlich breiter und länger
geworden. Die Garagen- und
Stellplatzverordnung fordert, dass
Parkplätze zwischen 2,30 und 2,50
Meter breit sein müssen, je nach
Breite der Fahrgasse.

Vorgeschriebene Maße
2,30 Meter darf ein Parkplatz nur
breit sein, wenn keine Längsseite
mit Wänden oder Säulen bebaut
ist. Als Länge sind 5,00 Meter ge-
fordert. Im Durchschnitt haben
heute die Autos von 1,75 bis 1,95
Meter und eine Länge von 4,40 bis
5,00 Meter. Selbst wenn alle Fahr-
zeugführer genau mittig auf die
Stellplätze fahren würden, wird es
da eng. Mit Gehhilfe auszusteigen
oder eine Babyschale vom Rück-
sitz zu nehmen werden zu echten
Herausforderungen.
Wie leicht man da beim Öffnen

der Türe an das daneben geparkte
Fahrzeug stoßen und es beschä-
digen kann, weiß jeder Autofah-
rer. Eine Statistik über Unfälle auf
Gemeinschaftsparkplätzen gibt es
aber nicht. Gelegentlich kommt es
zu Unfallaufnahmen wegen Be-
schädigungen mit Unfallflucht.
Ansonsten werden solche Klein-
unfälle nicht aufgenommen.
Unbekannt ist vielen Autofah-

rern auch, dass auch auf privaten

Großparkplätzen die öffentliche
Straßenverkehrsordnung (StVO)
mit Verpflichtung zur besonderen
Rücksichtnahme gilt. Das heißt,
trotz der geltenden Regelung
Rechts vor Links kann auch bei
einem Zusammenstoß auch der
Vorfahrtsberechtigte je nach Lage
eine Mitschuld bekommen.
Außerdem gibt es in der StVO

auch den Tatbestand der »Park-
platzverschwendung«. Wer sein
Auto so abstellt, dass er zwei
Stellplätze braucht, könnte für
diese Ordnungswidrigkeit mit
einer Buße von zehn Euro belegt
werden.

Drei Einkaufszentren besucht
Die Parkflächen von drei Ein-
kaufszentren hat die Redaktion
beispielhaft genauer unter die
Lupe genommen: in Erlenbach
zwischen Miltenberger Straße. und

Pfützenäcker, in Kleinheubach
Gewerbegebiet Seehecke und in
Elsenfeld Ortsmitte. Die Außen-
anlagen des Einkaufszentrums in
Erlenbach sind unter den drei
Zentren die besten. Hier sind fünf
Geschäfte beheimatet. Die Stell-
plätze sind 2,70 Meter. Neben den
100 normalen Stellplätzen gibt es
noch vier Behindertenstellplätze
mit 3,55 Metern Breite. Alle Platz-
markierungen sind gut erkennbar.
Im Einkaufszentrum Seehecke

in Kleinheubach gibt es für 18
Supermärkte, Fachgeschäften,
Discounter, Banken und Imbisse
einen zentralen Großparkplatz
und mehrere weitere Parkflächen.
Es gibt fünf Behindertenparkplät-
ze zu bieten, zwei direkt vor der
Eingangstür eines Discounters,
einer an einer Apotheke und zwei
mittig im Großparkplatz. Der Weg
für Rollstuhlfahrer zu den Ge-

schäften ist sehr schmal und oft
teilweise zugeparkt. Auch sind die
Parkplätze in verschiedenen Hö-
hen und nur über Rampen er-
reichbar, die für Gehbehinderte
und Kinderwagen nicht unbedingt
ideal sind. Die 250 normalen sind
Stellplätze 2,55 Meter breit und
5,00 Meter lang und dank ab-
wechselnd grauem und rotem
Pflaster gut erkennbar.

Paletten abgestellt
Am wenigsten kundenfreundlich
ist der Elsenfeld Parkplatz. Auf
dem großen Mittelplatz sind die
rund 90 Parkplätze mit nur 4,50
Meter Länge zu kurz. Die zwei Be-
hindertenplätze sind mit 3,80 Me-
ter ausreichend breit, aber eben-
falls zu kurz. Zusätzlich gibt es
noch mehrere Nebenparkplätze
mit noch einmal rund 60 Plätzen.
Ein Teil wird von einem Verbrau-

chermarkt schon seit Wochen als
zusätzliche Lagerfläche genutzt.
Somit entfallen rund zwölf Stell-
flächen.
Vor einem Fachdiscounter

wurde die Parkplätze verbreitert,
aber die Kennzeichnung ist jetzt
eher verwirrend, denn es wurden
neue Steine als Begrenzungslinie
eingesetzt, aber die alten nicht
entfernt. In einen anderen Bereich
sind die weißen Markierungen
stark abgefahren und kaum noch
erkennbar.
Die Markierung auf solchen

Parkplätzen liege »in Verantwor-
tung des Betreibers« teilt das
Landratsamt auf Nachfrage mit.
Eine routinemäßige Kontrolle fin-
de nicht statt, die Bauaufsichts-
behörde werde aber »entspre-
chende Maßnahmen« einleiten,
wenn ihr Probleme gemeldet wer-
den.

Stichwort:
Sonderparkflächen
Außer den normalen Parkflächen gibt
es bei solchen Großparkplätzen noch
Formen von Sonderparkplätzen. Eine
davon ist der Behindertenparkplatz
mit einer vorgeschriebenen Breite
von 3,50 Meter und einer Länge von
5,00 Meter, empfohlen sogar eine
Länge von 6,00 Meter. Näheres sagt
hier die Din 18040 aus. Vorgeschrie-
ben ist, mindestens ein Prozent der
der Stellplätze so als Behinderten-
parkplätze gebaut und ausgewiesen
werden müssen.
Die sogenannten Mutter-und-Kind-
Parkplätze kennt die Gesetzge-
bung nicht. Diese und eventuell
welche für Besucher mit Gehhilfen
oder Rollatoren wären sinnvoll und
sollten Einzug in die Gesetzgebung
finden. (h.s.)

Im Einkaufszentrum Elsenfeld sind diese Parkplätze seit mehreren Wochen als Lagerflächen missbraucht. Kunden müssen auf die Parkplätze der anderen Geschäfte des
Zentrums ausweichen. Fotos: Hans Schreck

Doppelt markiert: Welche Stellplatzbe-
grenzung gilt?

Die Behindertenplätze liegen in die Mitte des Großparkplatzes der Kleinheubacher
Seehecke. Wenn so geparkt wird, ist der Weg für Rollstuhlfahrer kaum passierbar.

Produktionsredakteure für den
Lokalteil heute: Martin Bachmann
(bam), Andrea Jost (jo).

Brücke wird
ab Montag saniert
EICHENBÜHL. Die für Verkehrsteil-
nehmer kaum sichtbare Brücke an
der Staatsstraße 507 von Eichen-
bühl auf die Neunkirchener Höhe
wird ab kommenden Montag,
23. September, saniert, berichtete
Bürgermeister Günther Winkler in
der Eichenbühler Gemeinderats-
sitzung am Mittwoch.
Das Bauwerk, unmittelbar nach

der Abzweigung von Eichenbühl
nach Neunkirchen, direkt im
Startbereich des Bergrennens,
sollte schon seit einiger Zeit sa-
niert werden. Während der Bau-
arbeiten könne der Verkehr durch
eine Ampelregelung weiterhin
fließen, erklärte der Bürgermeis-
ter. Eine ursprünglich angedachte
Vollsperrung könne somit ver-
mieden werden, was vor allem den
Berufspendlern auf der Strecke
entgegenkomme. acks

Brückensanierung: Die Staatsstraße 507
bei Eichenbühl ist ab Montag halbseitig
gesperrt. Foto: Siegmar Ackermann

GEMEINDERAT IN KÜRZE

EICHENBÜHL. In seiner Sitzung am
Mittwoch hat sich der Eichen-
bühler Gemeinderat auch mit fol-
genden Themen befasst.

Abrechnung Stadtbus: Von der
Stadt Miltenberg wurde die Ab-
rechnung für den Stadtbus für das
Jahr 2018 vorgelegt. Bürgermeister
Günther Winkler informierte die
Räte, dass Eichenbühls Anteil am
Kostendefizit 7661 Euro beträgt.

Spielplatzprüfungen: Die Spiel-
plätze der gemeindlichen Einrich-
tungen wurden überprüft. Sie sei-
en insgesamt sicher und in Ord-
nung. Kleinere Mängel könnten
durch den Bauhof beseitigt wer-
den, so der Bürgermeister.

Erweiterung Kita: Für die ge-
plante Erweiterung der Kinderta-
gesstätte Sonnenschein werden
notwendige Zuschüsse erst nach
Beschluss den Platzbedarf ge-
währt. Der Rat bestätigte deshalb
den Bedarf von 50 Plätzen im Kin-
dergarten und von 24 Plätzen (statt
bisher zwölf) in der Krippe. Laut
Winkler habe sich die Erweite-
rung bereits seit längerer Zeit ab-
gezeichnet. Es müssten immer
wieder Kompromisse gefunden
werden. »In den kommenden Mo-
naten kann es möglich sein, dass
einige Krippenkinder vorerst nicht
aufgenommen werden können«,
erläuterte der Bürgermeister.

Übungsleiterzuschüsse: Mehrere
Anträge für Übungsleiterzu-
schüsse von Vereinen hat der Rat
einstimmig gebilligt. Der Land-
kreis genehmigt Zuschüsse für
Übungsleiter in gleicher Höhe. Der
Anteil der Gemeinde für 2018 be-
trägt für den VfB Eichenbühl 1122
Euro, für den FC Heppdiel 454
Euro und für den Tennisclub 353
Euro. Die Zuschüsse werden wie
bisher mit den Gebühren für die
Turnhallenbenutzung verrechnet.
Genehmigt wurden auch Zu-
schüsse für den Reit- und Fahr-
verein für 2017 und 2018 in Höhe
von insgesamt 244 Euro, die mit
Pachtzahlungen für Gemeinde-
flächen verrechnet werden.

Änderung Bebauungsplan: Ein-
stimmig beschloss der Gemeinde-
rat die Änderung des Bebauungs-
planes Guggenberg 1. Eine orts-
ansässige Firma möchte sich er-
weitern und eine neue Halle er-
richten. Hierzu war es notwendig,
eine bisher zur landwirtschaftli-
chen Nutzung ohne Bebauung
ausgewiesene Fläche für die Er-
richtung einer landwirtschaftli-
chen Halle zuzulassen. acks
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